Die Zeitung erſcheint 
täglich, 
Vormittags 11 Uhr, 
zult Ausnahme der Sona⸗ 
und Festtage. 
e 

Alle N 
reſp. Poſtämter nehmen 
Bestellung darauf an. 


— — 


Berlin, vom 7. Oktober. ; 
Se. Maſeſtät der EN haben Allergnädigſt geruht: dem Landgerichts⸗Prä⸗ 
ſidenten Ghriſtoph Ludwig Gottlieb Hoffmann zu Aachen den rothen Adler⸗ 
Orden zweiter Klaſſe mit Eichenlaub; dem Rektor an der Stadtſchule in Span⸗ 
dau, Pliſchkowski, dem bei der Armen-Direktion in Berlin angeſtellten Kanzlei» 
Inſpektor Jbikowski und dem Prediger Piper zu Lüdershagen, Reg.⸗Bezirk 
Straffund, den rothen Adler-Orden vierter Klaſſe, ſo wie dem Kantor und Lehrer 
Fahrenbach zu Athenſtedt das allgemeine Ehrenzeichen zu verleihen; und den 
Regierungs⸗Aſſeſſor v. Alfter zum Regierungs⸗Rath zu ernennen. 


0 Deutſchlaud. 


Berlin, 6. Oktober. (5 1ſte Sitzung ver erſten Kammer.) Die 
Kammer geht über zur Berathung über Art, 13 der Verfaſſung, welcher 
fo lautet: „Der Verkehr der Religionsgeſellſchaften mit ihren Oberen iſt 
ungehindert. Die Bekanntmachung ihrer Anordnungen iſt nur denjenigen 
Beſchränkungen unterworfen, welchen alle übrigen Veröffenklichungen un⸗ 
terliegen.“ Die Kommiſſion hat beantragt, ſtatt „ihrer“ zu jegen „kirch⸗ 
licher“ Anordnungen. Dies Wort und der fo verbefferte Antrag wird faſt 
einſtimmig angenommeen. wu { 

Art. 14. Nach der Verfaſſungs⸗Urkunde. — Ueber das Kirchen⸗Pa⸗ 
tronat und die Bedingungen, unter welchen daſſelbe aufzuheben, wird ein 
beſonderes Geſetz ergehen. ee 23109 

Nach dem Kommiſſions⸗Antrag. — Ueber das Kirchen⸗Patronat und 
die Bedingungen, unter welchen daſſelbe aufgehoben werden kann, wird 
ein beſonderes Geſetz ergehen. SLR } 
"Wenngleich der Central⸗Ausſchuß mit 12 gegen 1 Stimme die Noth⸗ 
wendigkeit der Aufhebung des Kirchen Patronats ausgeſprochen, ſo hat er 
doch den Vorſchlag der II. Abtheilung, flatt des Wortes „aufzuheben“, zu 
ſetzen „aufgehoben werden kann“, mit 8 gegen 5 Stimmen angenommen. 
Es hatte ſich vornemlich bei der Erörterung im Ausſchuß ergeben, daß 
auch die Regierung ihre Anſicht darüber noch nicht feſtgeſtellt hat, ob und 
inwieweit das Kirchenpatronat aufgehoben werden ſoll, wahrſcheinlich 
aber ſich darauf beſchränken wird, die Patronate als aufzuhebende zu be⸗ 
eichnen, mit welchen Laſten und Pflichten zur Unterhaltung von Kirchen, 
Hfetren ꝛc. nicht verbunden find, und außerdem die Regel feſtzuſtellen, 
daß alle anderen Patronate aufgehoben werden können, wenn der Patron 
entlaſtet und deſſen Pflichten anderweitig übertommen werden. 

Hierzu iſt folgendes Amendement eingegangen: Vom Abg. Stahl und 


Genoſſen: Ueber das Kirchenpatronat und die Bedingungen, unter welchen 


daſſelbe durch Beſchluß oder mit Genehmigung der verfaſſungsmäßigen Or⸗ 
gane der betreffenden Kirchen aufgehoben werden kann, wird ein beſonderes 
Geſetz ergehen. N 5 

Bei der Abſtimmung wird 1) der Verbeſſerungs⸗Vorſchlag des Abg. 
Stahl verworfen; 2) der Satz in der Faſſung der Kommiſſion ange⸗ 
nommen. 5 2 

Art. 15. Nach der Verf.⸗Urkunde. Das dem Staate zuſtehende Vor⸗ 
en oder Beſtätigungs⸗Recht bei Beſetzung kirchlicher Stellen 

aufgehoben. i ö * 

Nach dem Comm Antrag, Das Ernennungs-, Vorſchlags⸗, Wahl⸗ 
und Beftätigungs: Net bei Beſetzung kirchlicher Stellen iſt, ſoweit es dem 
Staate zufteht, und nicht auf dem Patronat oder beſonderen Rechtstiteln 
beruht, aufgehoben. Auf die Auſtellung von Geiſtlichen beim Militair und 
zan öffentlichen Anſtalten findet dieſe Beſtimmung keine Anwendung. 

„Dieſer Artikel war aus der Redaktion der Central⸗Abtheilung der Na- 
tional⸗Verſammlung hervorgegangen, hatte aber ſchon damals zu vielen 
Mißdeutungen Veranlaſſung gegeben. Der Central⸗Ausſchuß ſah es jetzt 
für ſeine Aufgabe an, dem Artikel nunmehr eine Faſſung zu geben, welche 
die bedenkliche Zurücknahme einmal gegebener Zufage nicht will, aber auch 
die Rechte des Staats ſicher ſtellt, deren Aufgeben in der That niemals 
beabſichtigt worden iſt. Darum ward die Faſfung fo verändert, und auch 
der B15 8 5 10 gegen 2 Stimmen angenommen. 

5 er Abſtimmung wird der erſte Satz des Kommiſſtons⸗Entwurfs 
und der Zuſatz des Ausſchuſſes . 5 1 
. Art. 16. 

Nach der Verfaſſungs⸗Urkunde. Die bürgerliche Gültigkeit der Ehe 
wird durch deren Abſchließung vor den dazu 0 Giweſtendabenm 


ten bedingt. Die kirchliche T 977005 0 i 
Civil⸗Alte Aatı RR che Trauung kann nur nach der Vollziehung des 


Nach dem Commiſſions⸗Antrag. Die bürgerliche Gültigkeit der Ehe 
wird durch deren Abſchließung vor den dazu beſtimmten Sede 
11 Alte ste 1 9 See kann nach der Vollziehung des Ci⸗ 

il⸗Aktes uden. Die Standesbü der bürgerli = 
Forde geſthet ücher werden von der bürgerlichen Be 


Obgleich der Central⸗Ausſchuß ſich nicht verhehlt hat, daß der Civil⸗ 


In Verlage bon Herm. Gottft. Effenbart's Erben. Verantwortlicher Redakteur: A. H. G. Effenb art. 
No. 234, Montag, den 8. Oktober 1849. 
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Pränumeratlons⸗Preis 
pro Quartal 
25 Silbergroſchen, 
in allen Provinzen 
der Preußiſchen Monarchie 
1 Thlr. 2%, far. - 
l 
Expedition: 
Krautmarkt AP 2053. 


akt in einigen Theilen der Monarchie mit Ungunſt angeſehen würde, fo 
hat er doch erkannt, daß er der Zeit nach vorangehen müſſe, und die kirch⸗ 
liche Weihe nachſtehen und Nebenſache ſein ſolle. Drei Stimmen, welche 
in dieſer Angelegenheit zarter Naturvorurtheile ſchonen und das angeblich 
anſtößige Wort nach“ umgehen wollten, find gegen 11 in der Minder- 
heit geblieben. Der Zufag iſt von 9 Stimmen zum Beſchluß erhoben 
worden, um damit die nöthige ſpezielle Geſetzgebung zu erleichtern und zu 
beſchleunigen, obgleich 8 Stimmen ſich dafür erklärten, daß jene Beſtim⸗ 
90005 nicht in die Verfaſſung, vielmehr lediglich in das Specialgeſetz 
ehöre. 1 N 
ji Hierzu find folgende Amendements eingegangen: 1. vom Abg. Stahl 
und Genoſſen: „Die Kammer wolle dem Art. 16. folgende Faſſung geben: 
Die bürgerliche Gültigkeit der Ehe wird durch deren Abſchließung vor den 
dazu beſtimmten Civil⸗Beamten, oder durch die kirchliche Trauung der Re⸗ 
ligionsgeſellſchaften, die bisher hierzu berechtigt waren, begründet. Die 
itglieder der letzteren haben die Wahl zwiſchen den beiden Formen. 
Wird die Ehe durch Civil⸗Akt geſchloſſen, fo kann eine kirchliche Trauung 
derſelben nur nach Vollziehung des Civil⸗Aktes ſtattfinden. Wird die Ehe 
durch kirchliche Trauung geſchloſſen, ſo wird die kirchliche Beglaubigung in 
die Civilſtandsbücher aufgenommen.“ Der Antrag wird unterſtützt. — 2. 
Der Abg. Buslaw beantragt die Streichung des Art. 16., und falls dieſe 
beliebt wird, folgenden Art. 16 anzunehmen: „Die bürgerliche Gültigkeit 
der Ehe wird durch deren Abſchließung ſowohl in der, in den chriſtlichen 
Kirchen bisher üblichen Weiſe, als auch vor den dazu beſtimmten Civil⸗ 
ſtands⸗Beamten bedingt. — Die Kirchenbücher behalten ihre bisherige 
Rechtsgültigkeit auch für die Zukunft, doch werden Civilſtands⸗Regiſter für 
diejenigen eingeführt, die ſich der Civil⸗Ehe bedienen wollen. Der zweite 
Theil des Ankrags wird unterſtützt. 3. Der Abg. Ritter beantragt für den 
Fall, daß der Art. 16 angenommen wird, hinter „ſtattfinden“ einzuſchal⸗ 
ten: „Ausnahmen beſtimmt das Geſetz.“ Der Antrag wird unterſtützt. 

Nach eröffneter Diskuſſion uimmt unter Andern der Abg. v. Ger⸗ 
lach das Wort und ſagt: * 

„Au ſich — das räume ich ein — iſt die Civilehe unverfänglich. Sie 
iſt namentlich nicht gegen das Chriſtenthum. Die Ehe entſteht durch Ein⸗ 
willigung — consensus facit matrunonium — das war das Recht des 
Mittelalters, obſchon die Trauung allgemein üblich war, und bei Vermei⸗ 
dung kirchlicher Rügen nicht unterlaſſen werden durfte, und die Civilehe, 
wie man fie jetzt beabſichtigt, iſt nichts als die Formulirung der Einwilli⸗ 
gung durch Oeffentlichkeit und Gewißheit. In Schottland, vielleicht dem 
chriſtlichſten Lande der Welt, beſteht dieſes Recht noch jetzt, ſo daß eine 
ſolche Ehe gilt, daß aber, wer eine Ehe ohne kirchliche Trauung ſchließt, 
geſtraft wird. Darauf beruhten die Eheſchließungen vor dem bekannten 
Schmied in Gretna Green, an der Grenze von England und Schott⸗ 
land. Ich felbſt bin Zeuge geweſen, als ein Brautpaar vor einem Ge⸗ 
richte in Edinburg durch einfache Erklärung eine Civilehe einging, und in 
demſelben Augenblick vor dem Gerichte mit einer Geloſtrafe beſtraft wurde. 
Non est faciendum, sed factum valet, iſt der Rechtsſatz des Mittelalters 
und Schottlands. (Es ſoll nicht geſchehen, wenn es aber geſchieht, fo gilt 
es). Auch iſt die kirchliche Trauung durch die proteſtantiſchen Kirchen⸗ 
Orpnungen als Form einer gültigen Ehe nicht deshalb eingeführt worden, 
damit der kirche etwas zugewendet würde ſondern um die heimlichen Ehen 
zu verhindern, gegen welche Luther bekanutlich eiferte, f 


Und erſt in Folge dieſer Anordnung und in gleicher Abſicht hat das 
Tridentiniſche Conzil die Erklärung der Brautleute vor dem Pfarrer als 
Form der Eingehung der Ehe feſtgeſetzt. f a 

Aber dieſer abſtrakte Standpunkt iſt nicht der, den wir als Geſetzgeber 
einzunehmen haben. Wir haben es mit dem zu thun, was die kirchliche 
Trauung jetzt iſt, was fie namentlich in den öſtlichen Provinzen, mit Ein» 
ſchluß Weſtphalens, iſt, denn auf dieſe allein kommt es jetzt an, und was 
die Civilehe in dieſen Ländern wirken würde. 5 

Der Redner ſchließt mit dem Antrage: 

den Artikel zu ſtreichen und feinen Inhalt der Spezial ⸗Geſetzge⸗ 

bung zu überlaſſen oder das Amendement Stahl anzunehmen. 

Abg. Kisker empfiehlt den Art. 16 in feinen beiden Sätzen und die 


Verwerfung aller dazu geſtellten Amendements. 


Bei der Abſtimmung wird 1) der Antrag des Abg. Buslaw abge⸗ 
lehnt; 2) der Antrag des Abg. Stahl abgelehnt; 3) der erſte Satz des 
Artikels nach Faſſung des Ausſchuſſes angenommen; 4) der Verbeſſe⸗ 
rungs⸗ Antrag des Abg. Walter zum zweiten Satz abgelehnt; 5) der 
zweite Satz des Artikels nach Faſſung des Ausſchuſſes angenommen; 
6) der Zuſatz des Abg. Ritter abgelehnt; 7) der Zuſatz des Ansſchuſſes 
angenommen. 

Schluß der Sitzung 3%, Uhr. 


walt unterſcheiden fich darin, 


Berlin, 5. Oktober. (Sitzung der zweiten Kammer.) Präfident: 
Graf Schwerin. — (Die Kammer bewegt — die Tribüne überfüllt — 
die diplomatiſche Loge dicht beſetzt; in der Königl. Loge General v. Wran⸗ 
gel.) — Eröffnung der Sitzung 11% hr. 

Es kommt die Interpellation des Abg. v. Beckerath auf die Tages⸗ 
ordnung, welche ſo lautet: \ 

„Von verſchiedenen Seiten wird die Nachricht verbreitet, daß die Wie⸗ 
derherſtellung einer proviſoriſchen Centralgewalt für Deutſchland bevor⸗ 
ſtehe, welche im Weſentlichen mit den Rechten der aufgehobenen Bundes⸗ 
verſammlung bekleidet werden ſoll. Dieſe Nachricht gewinnt an Bedeu⸗ 
tung, nachdem Se. Majeſtät der König von Baiern in der Thronrede bei 
Eröffnung der Kammern die Anſicht zur Bildung einer proviſoriſchen Cen⸗ 
tralgewalt als den erſten wichtigen Schritt zum Ziel der deutſchen Ein⸗ 
heit bezeichnet hat. Die Gründung einer ſolchen Centralgewalt würde in 
dieſem Augenblick als ein Hinderniß des Bundesſtaates erſcheinen, zu deſſen 
Errichtung ſich die durch das Bündniß vom 6. Mai d. J. vereinigten Re⸗ 
gierungen verpflichtet haben. Unter dieſen Umſtänden glauben die Unter⸗ 
zeichneten eben ſo ſehr ihre Pflicht als Vertreter des preußiſchen Volkes 
zu erfüllen, als der Regierung Veranlaſſung zur Beruhigung des Landes 
zu geben, indem fie an das Miniſterium folgende Fragen richten: 1) Be⸗ 
abſichtigt die Regierung Sr. Majeſtät, unbeſchadet ſpäterer definitiver 
Regelung des Verhältuiſſes zwiſchen dem Bundesſtaat und dem weiteren 
Bunde, ihre Zuſtimmung dazu zu verſagen, daß dem einſtweilen zu errich⸗ 
tenden Organ irgend andere Befugniſſe beigelegt werden als ſolche, die 
auf gemeinſchaftliche, alle Staaten des deutſchen Bundes betreffende Ver⸗ 
waltungsgegenſtande, wie Inſpektion der Bundesfeſtungen u. ſ. w. Bezug 
haben? 2) Iſt, nachdem nunmehr die deutſchen Regierungen in ihrer 
großen Mehrzahl dem Bündniß vom 26. Mai d. J. beigetreten find, die 
Regierung Sr. Majeſtät im Sinne ihrer Erklärung, dem Bundesſtaat, ſei 
es mit allen deutſchen Staaten, oder mit vielen oder mit wenigen er⸗ 
ſtreben zu wollen, ihrerſeits entſchloſſen, im Verwaltungsrath dahin zu 
wirken, daß der geeignete Zeitpunkt zum Zuſammentritt des Reichstags 
nunmehr feſtgeſtellt und zu deſſen Einberufung die erforderliche Einleitung 
getroffen werde? 

Sodann erhält das Wort 
Abg. v. Beckerath. Indem ich meine Interpellation begründen 
will, find es dreierlei Punkte, welche ich zu erläutern habe: 1) daß die 
Einrichtung einer neuen proviſoriſchen Centralgewalt nothwendig ein 
Hemmniß des zu bildenden Bundesſtaate ſein muß; 2) daß die preußiſche 
Regierung nicht verpflichtet iſt, dieſer Bildung einer proviſoriſchen Central⸗ 
gewalt ihre Zuſtimmung zu geben; 3) daß die Durchführung der unter 
Preußens Vortritt bereits befolgten deutſchen Politik entſchiedene Schritte 
zur Einberufung eines deutſchen Reichstages erfordert. Die bisher be⸗ 
fannt gewordenen Vorſchläge zur Einrichtung einer deutſchen Centralge⸗ 
daß die Einen es der Vereinbarung der Re⸗ 
gierung vorbehalten, den Bundesſtaat zu bilden, während die Andern ſich 
darauf beſchränken, die deutſche Verfaſſungs Angelegenheit den Regierun- 
gen nur im Allgemeinen anzuvertrauen. Dann weichen die Entwürfe darin 
ab, daß der eine Entwurf verlangt, Oeſterreich und Preußen ſolle abwech⸗ 
ſelnd die Centralgewalt bilden, während der Andere es unausgeführt läßt, 
von wem dies geſchehen ſoll. Aber darin ſtimmen ſie überein, daß nur 
Nan fell und Oeſterreich die Centralgewalt bilden, ja zwei Stimmen ha⸗ 
beu ſollen. 8 

Das alte Syſtem, unter welchem Deutſchland ſo lange Zeit gelitten, 
kann nicht wieder hergeſtellt werden. Ansbefondere hat Preußen eine md» 
raliſche Pflicht, dies zu gewähren. Die Proklamation vom Löten Mai 
verheißt übrigens auch auf das Beſtimmteſte die Bildung eines Bundes- 
ſtaates. Das Verhältniß der zur Begründung eines deutſchen Bundes 
ſtaates zuſammengetretenen Staaten zu Oeſterreich und den übrigen Staa⸗ 
ten iſt das von 12 zu 5. — Wie hat aber Oeſterreich nach Gründung der 
letzten Centralgewalt gehandelt? Jeder einzelne Staat war verpflichtet, 
deim Kriege gegen Dänemark ſein Contingent zum Bundesheer zu ftellen, 
ſeine Geſandten abzuberufen. Alle Staaten thaten es, nur Oeſterreich 
nicht; es ließ ſeinen Geſandten in Kopenhagen, ſtellte kein Contingent. Es 
wurde die Errichtung einer Flotte beſchloſſen. Als die Matrieularbeiträge 
dazu beigetrieben wurden, leiſteten alle Staaten mehr oder weniger dieſem 
Beſgluſfe ein Genüge, nur Oeſterreich nicht. Und doch will jetzt Oeſter⸗ 
zeich durch einen feiner Prinzen über die deutſche Flotte verfügen! Oeſter⸗ 


reich hat alſo das Recht, während alle deutſchen Staaten ſich im Kriege 


befinden, 


> 


bei der feindlichen Macht feine, Geſandten zu belaſſen, und 
Defterreich ſoll das Recht haben, den Befehl über die deutſche Flotte zu 
Abernehmen! Ich geſtehe, es iſt ein politiſcher Unſinn, zu verlangen, daß 
ſich Preußen oder Oeſterreich einem fremden Willen unterwerfen ſoll. 
Aber Oeſterreichs Politik gehört einer andern Betrachtung an, als die, 
welche man über die deutſche Politik anzuſtellen hat. Oeſterreich hatte 
nöthig, die Selb ſiſtändigkeit der italieniſchen und magyariſchen Volker zu 
vernichten, um ſich ſelbſt zu erhalten. (Nachdem der Redner nun mehrere 
Vorwürfe, die Preußen gemacht, widerlegt, und aus den Bundesverſamm⸗ 
lungs⸗Protokolleu mehrere Stellen verleſen, fährt er fort.) Die Wieder- 
herstellung eines Central⸗ Organs hängt von der freien Zuſtimmung der 
Bundesmitglieder ab. Das höchſte Intereſſe Preußens gebietet ihm, den 
weiteren Bund nicht eher feſtzuſtellen, bis nicht der engere feſtgeſtellt iſt. 
Der vielfach erhobenen Behauptung, daß die deutſche Angelegenheit leicht 
europäiſchen Conflikt herbeiführen könne, kann ich im Uebrigen nicht bei⸗ 
treten. Was nun die Zuſammenberufung eines deutſchen Reichstages be= 
trifft, ſo weiß ich ſehr wohl, daß es unſere nächſte Pflicht iſt, die Reviſien 
der be Pflicht Verfaſſung zu vollenden; es iſt dies unſere erſte und drin⸗ 
gendſte Pflicht. 

Indeſſen das läßt ſich überſehen, wenn dieſe Reviſton vollendet fein 
wird; aber andererſeits kann, nach meinem Bedünken, das Mißtrauen, wel⸗ 
ches immer mehr und mehr in Deutſchland ausbricht, nur durch die Zu⸗ 
ſammenberufung eines Reichstages beſeitigt werden. Und wahrlich, m. H., 
übel würde es einer Großmacht anſtehen, nach ſolchen entſchiedenen Erklä⸗ 


rungen, wie fie A abgegeben, nun noch zu zögern. Wenn ſich auch die 


Königreiche von Preußen losſagen, ſo wird der Reichstag doch noch immer 
den größten Theil Deutſchlands vertreten; es würden 25 Millionen Deutſche 
ſich dort durch ihre Abgeordneten zuſammenfinden. Die lun dn Unter⸗ 
drückung Deutſchlands muß aufhören, der nationale Sinn Deutſchlands 
iſt noch nicht erſtorben, und wo er jetzt erſtorben ſein ſollte, auch dahin 
wird er ſehr bald dringen. Was könnte Bayern von Oeſterreich für große 
Materielle Boys eile haben? Bayern bezieht jetzt vom Zollverein jahrlich 


dies eine Frage, 


hat bereits gegen 400 Buchdruckergehülfen bewogen, 


6 — * Millionen Gulden. Ich glaube nicht, daß Bayern rei i 
ſich einer ſolchen Summe zu entſchlagen. Ich Ka: g b 
ſehr zögern ſich darauf einzulaſſen. Die furchtbare Zerrüttung der öſter⸗ 
reichiſchen Finanzen muß nothwendiger Weiſe auch die Staaten in den 
Abgrund ziehen, welche ſich hier anſchließen. Oeſterreich will kein Volks⸗ 
haus, weil es ſeine Länder nicht unter die Einwirkung zweier Parlamente 
ſtellen kann. Auch 1813, m. H., kehrte mancher deukſche Staat gegen 
Preußen das Schwert, — bald zogen ſie mit uns gegen den Feind! 
(Bravo.) Es iſt die Frage ob Deutſchland wieder feine große Stellun 
in der Welt einnehmen ſoll, die es fo lange Jahrhunderte gehabt. Es i 
die Millionen Herzen bewegt. Aber wer unter den fetzi⸗ 
gen Verhältniſſen ſich an den Miniſtertiſch fest, muß auch den Muth ha⸗ 
ben, dieſe großen Fragen löſen zu können. (Bravo.) 9 
Hierauf antwortete. der Minifter des Auswärtigen von Schleimig: 
Als ich mich am vorigen Sonnabende bereit erklärte, die Interpellation 
des Herrn v. Beckerath heute zu beantworten, glaubte ich mich auch heute 
ſchon wieder in der Lage befinden zu können, über das Ergebniß der Be⸗ 
rathungen und namentlich über die Wiederherſtellung einer deutſchen pro⸗ 
viſoriſchen Centralgewalt Auskunft geben zu können. Zu einer ſolchen 
Mittheilung iſt die Sache aber beute noch nicht reif. Ich kann alſo auf 
den erſten Theil der Interpellation der hohen Kammer heute noch keinen 
Beſcheid ertheilen. Möge die hohe Kammer aber der Regierung vertrauen, 
daß ſie auch ferner, wie bisher, bemüht ſein wird, die Intereſſen Deutſch⸗ 
lands nach allen Kräften zu wahren. Indem ich mich zum zweiten Theile 
der Interpellation wende, ſo kann ich der Kammer die Verſicherung geben, 
daß die Regierung feſt entſchloſſen iſt, auf dem bisherigen Wege, auf 
Grund des Bündniſſes vom 26. Mai, unberührt und mit voller Ent⸗ 
ſchiedenheit fortzugehen. Hinſichtlich des Wahlgeſetzes ſind die Vorbeſtim⸗ 
mungen getroffen. Was den Reichskammern zuſtehen ſollte, das liegt dem 
Verwaltungsrath gegenwärtig vor. Im Uebrigen wird der Reichstag un⸗ 
geſäumt und ohne Zeitverluſt einberufen werden, ſobald dies irgendwie die 
Verhältuiſſe geſtatten. Sowohl hierüber, als über Verhandlungen, welche 
jetzt mit Oeſterreich ſchweben, wird die Regierung nicht anſtehen, ſobald 
als möglich Mittheilungen zu machen. i f 105 
Berlin, 6, Oktober. Unſere Kammern hoffen mit der Verfaſſungs⸗ 
Arbeit nunmehr in wenigen Wochen vollſtandig zu Ende zu ſein. Die 
Commiſſionen ſind in beiden Kammern mit der Reviſion faſt vollſtändig 
fertig, und auch die Plenarſitzungen ſchreiten ſchnell vorwärts. Nur hegt 
man Beſorgniſſe über die Art und Weiſe, in welcher ſich die beiden 
Kammern über die bei einzelnen Punkten ganz verſchieden ausgefallenen 
Beſchlüſſe einigen wollen. Die Verfaſſung vom 5. Dezember v. J. ent⸗ 
behrt jeder Anleitung zur Ausgleichung derartiger Differenzen. Von 
mehreren Seiten hat man bereits in dieſer Beziehung gemeinſchaftliche 
Sitzung beider Kammern vorgeſchlagen. — Nach der Verfaſſung wird 
dann feet die Gemeinde- Ordnung an die Reihe kommen, und dieſer 
werden ſich die Berathungen über die Regulirung der bäuerlichen und der 
Abgaben Verhältniſſe überhaupt anſchließen. Die Juſtiz⸗Organiſation 
wird wohl erſt im nächſten Jahre zur Reviſion gelangen. 190900 
— Die Königliche Porzellan-Manufaktur entläßt ſeit einiger 
Zeit eine Menge ihrer Beamten, und es iſt nicht unwahrſcheinlich, daß 
man die Fabrik, wie dies ſchon ſeit längerer Zeit mit andern pon der 
Regierung betriebenen Induſtriezweigen geſchehen und rückſichtlich. der 
Seehandlungsunternehmungen in Ausſicht geſtellt iſt, ganz in Privathände 
übergehen laſſen wird. Die Fabrik iſt unter Friedrich dem Großen ge⸗ 
gründet, Nach dem jüngſten Staatshaushalts⸗Etat wirft ſie einen Ein⸗ 
nahme ⸗Ueberſchuß von 17,000 Thlr. ab, welcher an die General- Staats- 
kaſſe abgeführt wird. Ihr Betriebs⸗ Capital iſt auf 57,000, die Summe 
der Einnahme auf 289,271, der Ausgabe auf 272,271 Thaler angegeben. 
— Die Zuſammnrechnung der Einnahmen aus der hieſigen Ge⸗ 
werbeausſtellung hat für die polytechniſche Geſellſchaft als Unter⸗ 
nehmerin der Ausſtellung einen Ertrag von 6763 Thlr. 25 Sgr. 9, Pf. 
ergeben, nachdem bereits zwei Fünftel der Geſammteinnahme mit c. 4000 
Thlr. an die Beſitzerin des Ausſtellungslokals gezahlt ſind. Der geſammte 
Ertrag beläuft ſich alſo auf etwa 11,000 Thlr. 185 
— Die Aelteſten der Kaufmannſchaft haben an den Handelsminiſter 
das Geſuch gerichtet, die durch den electro ⸗ magnetiſchen Telegraphen ge⸗ 
brachten Coursberichte ſofort auf der Börſe anſchlagen zu laſſen, damit 
die Mittheilungen nicht von Einzelnen ausgebeutet werden. 


— Das Verhalten der Mehrzahl der hieſigen Buch druckereibeſttzer, 


den Anſichten ihrer 

Prinzipale beizutreten und aus dem Gutenberg - Berein_zu ſcheiden, und 

ſind bereits gegen 268 den von dem Comité erworfenen Statuten zu einem 

neuen Buchdruckerverein beigetreten. (A. Z.⸗C.) 
Die Conſt. Ztg. enthält Folgendes: 

Wir erhalten ſo eben, durch außerordentliche Gelegenheit 

Nachrichten aus New⸗ Bork vom 19. September. Zwiſchen der Mes 
ierung der Vereinigten Staaten und dem franzöſiſchen Ges 
andten, Hrn. Pouſſin, waren fo ſchwere Zerwürfuiſſe aus⸗ 
gebrochen, daß dem Letzteren feine Paſſe zugefchickt wurden. 
Die Urſache des Streites bezog ſich auf eine alte Geſchichte von der 
Belagerung von Vera - Cruz während des mexikaniſchen Krieges, we⸗ 
gen deren Herr Pouſſin eine derbe Note übergeben hatte. Die amerika⸗ 
niſchen Papiere ſind deshalb bedeutend gefallen, 65Ct. Obligatio⸗ 
nen der Vereinigten Staaten um 2 Prozent (auf 110 bis 110%½). 

Der Senat der Republik Haiti hat am 26. September beſchloſ⸗ 
ſen, dem ſchwarzen Präſidenten Soloque die Kaiſerwürde zu übertra⸗ 
gen, und der neue Monarch hat unter dem Namen Fauſtin J. den 
Thron beſtiegen. Ob dieſes merkwürdigen Ereigniſſes haben die Haitier 
die überſchwänglichſten Freudenbezeugungen dargelegt. Se. Majeſtät be⸗ 
abſichtigt zunächſt eine Zahl von Fürſten, Herzogen und Marquis zu er⸗ 
nennen. ö (Conſt. 3.) 

Köln, 3. Oktober. Ein Artikel in der heutigen Köln. Ztg.: „Aufruf zur 
Errichtung eines Denkmals zum Gedächtniß der in der Pfalz und Baden, kreu 
ihrer Pflicht für König und Vaterland, gefallenen preußiſchen Krieger“, zieht un⸗ 
ſere Aufmerkſamkeit auf ſich; der Inhalt deſſelben iſt folgender: Der in dem klei⸗ 
nen Orte Budberg, Kreis Geldern, Regierungsbezirk Düſſeldorf, beſtehende Un⸗ 
terſtützungs⸗Verein hat einen Deputirten nach Baden geſandt, um ſich nach dem 
Befinden der kranken und verwundeten preußiſchen Krieger zu erkundigen und die⸗ 
ſelben, wenn's nöthig, durch Geldmittel zu unterftüßen. Derſelbe hatte aber, bei 
der guten Serpfiegung der Leidenden, nicht nöthig, die ganze ihm vom Verein 
zur Dispoſition geſtellte Summe zu verausgaben, und der Verein beſchloß, die 
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Tage. Br us 
bchſte Aena unſers groß herzoglichen Hauſes, 
die Verfaſſung proteſtirt hat. 
tretung 
ai daß fie in den nächften Tagen veröffentlicht werde. 
i 9705 ahırza 1 | Ned. fr. Pr.) 
dem Schleswigſchen, 3. Oktober. Am 28. v. M. kam früh Mor⸗ 
den Major Wuſſow und den Juſtizrath 
Das A die af 1 50 0 Sie 

it aller Bepackung aufzumarſchiren. Da die Stafette na em⸗ 
De it ae e N ward, vermuthete die Weisen 
würden. Um 12½ Uhr fuhren 


aug 
1 ing, das Militair beſetzte Haus und Straße, 
dawiſcen eulend und pfeifend. 

ten dein, der hatte reden wollen, 


austhüre zu ſchließen habe. Dabei hörte man „Schleswig ⸗Holſtein 

ndlich hatten die Fremden ſich entſchloſſen, 
ren dieſe nicht zu bewegen geweſen, ſich zu dem An de 
zu begeben, um dieſen ihre Nachfolger anzukündigen, Erſt ſpäter hat man er⸗ 
fahren, daß der eine der jüngere Baron Hugo v. Pleſſen geweſen iſt, der zum Amt⸗ 
mann deſignirt war, während derſelbe ſich nicht darüber ausgeſprochen haben ſoll, 
ob der Juſtizrath Bröſſe wirklich zum Bürgermeiſter beſtimmt geweſen iſt. Da 
das Volt ſich paſſiv verhielt, zu Thätlichkeiten nicht überging, fo konnte unmöglich 
der Belagerungszuſtand eintreten, wie es Herr v. Pleſſen verlangt haben ſoll. 
Unter furchtbarem Geheul und Gepfeife zogen die Feinde endlich ab, von Huſaren 
eskortirt, indem den Abreiſenden noch eine Katze in den Wagen geworfen wurde. 
Nachdem die Stadt von ihnen befreit worden war, brachte das Volk dem Bür⸗ 
germeiſter und Amtmann ein Hoch, wobei auch einige Fenſterſcheiben eingeworfen 
„fein. ſollen. Die größte Ruhe und Ordnung iſt ſofort. zurückgekehrt. Indeſſen 
ſind laut Schreiben der Landesverwaltung wegen der bei der Anweſenheit des 
Baron v. Pleſſen ſtatt gefundenen Exceſſe der Stadt Tondern die dort liegenden 
Truppen als Exekution zugelegt worden. (H. B.⸗H.) 


Oeſt erreich. 


Wien, 2. Oktober. Die neue Fiakertaxe, welche geſtern in Wirk⸗ 
ſamkeit getreten iſt, hat Gelegenheit zu heftigen Widerſetzlichkeiten der 
Fiaker in der Vorſtadt Wieden gegeben. Sie ließen es nicht zu, als die 
Munizipalgarde den betreffenden Preistarif in die Wagen befeſtigen wollte. 
Die Herren Fiaker denken nun in einer Audienz beim Kaiſer die Rück⸗ 
nahme jenes Tarifs, durch welchen das Publikum vor ihren ſprüchwörtlich 
gewordenen Uebervortheilungen geſchützt würde, zu erwirken. Auch unter 
den Bandmachergeſellen hat geſtern eine belagerungszuſtandswidrige Zu⸗ 
ſammenrottung ſtattgefunden. Die Veranlaſſung iſt mir unbekannt. Dieſe 
ſo fleißig wiederholten Kravällchen geben aber wenig Hoffnung auf eine 
baldige Aufhebung des Belagerungszuſtandes. 

„Peſth, 30. September. Die heutige Nummer der Peſther Zeitung 
berichtet aus authentiſcher Quelle über die konfiszirt geweſenen Effekten 
des durch Görgey gerichteten Grafen Eugen Zichg: Am Sonnabend der 
vergangenen Woche (22.) fand im Ofener Kammergebäude die gerichtliche 
Uebergabe derſelben an den Bruder und Erben des Verewigten ſtatt. 
Hier ſtellte ſich aber heraus, daß die urſprünglich in vier Koffern und 
mehreren Kiſten durch die Inſurgenten⸗Commiſſäre weggeführten Schätze 
und Habſeligkeiten auf zwei Kiſten zuſammengeſchmolzen ſind. In der 
That hat man immer nicht begreifen können, wie ſo der überwieſene Dieb 
Lad. Madarasz ſchon in Debreczin feiner Strafe hat entgehen können, da 
er auf jeden Fall als Chef der damaligen Polizei, wenn er auch ſelbſt 
nicht das Meiſte geſtohlen hätte, die Hauptrechenſchaft über die als 
Staatsgut erklärten Schätze hätte geben müſſen. Beſagter Artikel zählt 
im Detail die fehlenden Koſtbarkeften auf, als Diamanten, Smaragden, 
Rubinen, Perlen, Doſen, Ketten, Pfeifen, Bernſtein⸗Mundſtücke, Woffela, 
Radeln ıc., die geraubt oder verſchleudert wurden. — Ein Paſſus lenkt 
ey wohl die meifte Auſmerkſamkeit auf ſich, welcher alſo lautet: „Den 

eigen eröffnet der Nichter Zichy's, Arthur Görgev, er nahm die Dia⸗ 
manten ſeines Opfers, vier werthvolle Ringe, eine lange Goldkette und 
ein Siegel in Beſchlag; allein dies quiktirte er dem gräflichen Hofrichter 
Turneiß, lieferte aber dem Landes⸗Sicherheitsausſchuß nur die Diamanten 
aus, das Uebrige behielt er ſich wohl als Souvenir u. ſ. w.“ — Bei dem 
e daß auch die Preſſe in letzter Zeit ſich vielfach angelegen ſein 
ieß, die Ritterlichkeit Görgev's bei vielen ſchicklichen Gelegenheiten heraus⸗ 
zuheben, kann es um ſo weniger fehlen, daß dieſe unerwartete Entdeckung, 
für welche Belege zur Einſicht dargeboten werden, eine Art von Eclat 
x = (Lloyd.) 
„ Peſth, 30. September. Die beſuchteſten Straßen des Landes wer⸗ 
En durch herumſtreifende Honveds After ge a Ein Reiſender, wel⸗ 
Dach wenigen Tagen aus Szegedin hier anlangte, hat uns intereſſante 
0 etails über ein Abenteuer mitgetheilt, das er an einer frühen Morgen- 

unde im unfreiwilligen Verkehr mit fünf in Honved - Mänteln an fernen 


Baus die Straßen, welche unter Trompetenſchall verkündeten, 


e 


Wagen tretenden Bewaffneten erlebte, und wofür er das rundes Sümmchen 
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Stunden weit entfernten Gemeinde angewendet. 


von 800 fl. C.⸗M. zahlen mußte. Das Traurigſte an dem Unfalle war, 
daß er auf einem Mißverſtändniß beruhte; denn nach den wiederholten 
Bethenerungen unferer praktiſchen Communiſten, hatten ſie in dem Wagen 
zwei Fleiſchhauer vermuthet, deren baare Habe ſicheren Anzeigen zufolge, 
die obbenannte vielfach übertraf. (Aoyd.) 
Herr Conrad Lange, k. k. Münz⸗ und Medaillen⸗Graveur⸗Adjunet, 
hat eine Gedächtniß⸗Medaille auf die tapfere Armee entworfen und aus⸗ 
geführt. Im Avers zeigt dieſelbe das ſprechend ähnliche Portrait unſeres 
ritterlichen Kaiſers in Generals - Uniform mit dem goldenen Vließe und 
dem Großkreuze des Maria - Therefien Ordens, einen Mantel um die 
Schulter geworfen, mit der Unterſchrift: „Franz Joſeph J. Kaiſer von 
Oeſterreich.“ Im Revers die Göttin der Treue, eine weibliche Geſtalt, 
in deren Linken eine Fahne mit dem Adler, auf der Rechten eine geflügelte, 
mit beiden Händen einen Kranz ihr entgegenhaltende Siegesgöktin. Auf 
erhabenem Rand umher iſt die Umſchrift zu leſen: „Die Treue des Hee⸗ 
res.“ (Herr Lange hat die Hälfte des Rein⸗Ertrages für die „Radetzky⸗ 
Stiftung“ beſtimmt. ’ * (L.) 

Wien, 3. Oktober. Se. Majeſtät hat plotzlich, man ſagt auf An⸗ 
rathen des Marſchalls Radetzky, feinen Entſchluß, nach Iſchl abzureiſen, 
geändert, und begiebt ſich nach Ungarn. Die Konferenzen in Betreff die⸗ 
fer Provinz find beendet. Marſchall Radetzko geht nach Italien, FZ M. 
General der Kavallerie Schlick iſt ſchon nach Mähren abgereiſt, Jellachich 
begiebt ſich nach Agram. (Bf. 3.) 

— Der Antrag in Betreff der Einführung der Privat⸗Correſpondenz 
mittelſt Telegraphen, wurde geſtern von Sr. Majeſtät unterſchrieben. Die 
näheren Beſtimmungen find: 1) Keine Depeſche darf mehr als 100 Wör⸗ 
ter haben. 2) Der geringſte Betrag iſt 5 Fl. C. M., der böchſte 12 Fl. 
C. M. Von Seite des Handels⸗Miniſteriums war ein höherer Tarif be⸗ 
ſtimmt, der aber im Miniſterrathe abgeändert wurde. 


Prag, 30. September. Noch immer dauern in Böhmen die entſetz⸗ 
lichſten Willkürlichkeiten bei den Aushebungen fort. Aus der Stadt Hum⸗ 


golek wird z. B. folgender Fall mitgetheilt: Als ſich daſelbſt am 19. d., 


an einem Markttage, eine große Anzahl Marktbeſucher eingefunden hatte, 
wurden Leute ausgeſendet, welche alle Männer, die ihnen zum Militair⸗ 
dienſt tauglich ſchienen, um ihre Päſſe befragten und jeden, der mit kei⸗ 
nem Ausweiſe verſehen war, gefänglich einzogen. 28 auf ſolche Weiſe ein⸗ 
gefangenen Männer ſind hierauf vor die Aſſentirungs⸗Commiſſion geſtellt 
und 7 davon auf Rechnung der Stadt Humpolek abgeführt worden. Den 
Rechtsgrund dieſer Willkür ſoll das Geſetz liefern: „daß Aus weisloſe und 
Vagabunden auf Rechnung des dieſelben ergreifenden Dominiums aſſentirt 
werden ſollen.“ Dieſes Geſetz ward wirklich auf Marktbeſucher einer 
Ein ähnlicher Unfug fiel 
in Mähriſch⸗Saar und anderen Orten vor. (Köln. Z.) 
Wien, 5. Oktober. Nach der „A. A. Itg.“ wären in Berlin auf 
das neue öſterr, Anleihen an zehn Millionen Thaler gezeichnet. 
Peſth, 2. Oktober. Reiſende aus Arad, welche kürzlich hier ange⸗ 
langt, ſtellen entſchieden in Abrede, daß Aulich und Kiß dort erſchoſſen 
worden ſeien. Sie erzählen, daß die in der Feſtung gefangen gehaltenen, 
und in kriegsrechtlicher Unterſuchung ſtehenden zehn ungariſchen Generäle 
jeder für ſich ein Zimmer bewohnen, und die 1 genießen, ſich 
gegenſeitig beſuchen, und in dem Hofraume des Gebäudes promeniren zu 


dürfen; es ſteht ihnen fogar ein Billard und eine Kegelbahn zur Berfü- 


ung. Die meiſten von ihnen ſeien reichlich mit Geldmitteln verſehen. 
In der Stadt weilen viele (gegen 80) Frauen, zum Theil mit Familie, 
um in der Nähe ihrer Gatten oder ſonſtigen Angehörigen zu fein, welche 
in der Feſtung detinirt ſind, manche derſelben befänden ſich in ſehr be⸗ 
drängter Lage, da ihre Subſiſtenzmittel zu verſiegen beginnen. 


(Peſth. Zig. 
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Nom, 22. Sebtember. Von der Amneſtie ausgeſchloſſen ſind: 9 


Mitglieder der proviſoriſchen Regierung, 200 Mitglieder der Conſtituante, 


12 Triumvirn und Miniſter, 14 Chefs der militairiſchen Corps, Amneſtirte 


von 1846 (16. Juli) 6000. Die Zahl der Beamten, die der Abſetzung 
unterliegen, iſt 4000. Das Gendarmerie⸗Korps, das aufgelöſt iſt, beträgt 
Wen Im Ganzen find alſo 13,235 Individuen ausgefchloffen. In 
Rom 
Abſolukismus iſt hergeſtelt. Welche Folgen ein ſolches Verfahren haben 
wird, das die Inquifition hergeſtellt, alle guten Bürger von den öffentlichen 


hat ſich ereignet, was man von Prieſtern erwarten kaun. Der 


Aemtern ausſchließt, und den unwiſſendſten Mitgliedern der Geiſtlichkeit 


Alles in die Hände giebt, das weiß Gott. Wir erwarten, was Frankreich 


thun wird, ob es, von der Logik ſeines Verbrechens hingeriſſen, durch 
dieſe letzte Infamie ſeine lange Reihe von Unbilligkeiten, die es gegen 
Rom begangen hat, krönen will, oder ob es ſich erheben wird, um durch 
Wort und That gegen die Reſtauration des Papſtes, wie das Edikt ſie 
ankündigt, zu prokeſtiren. Frankreich iſt in einer ſeltſamen Lage, es känn 
dieſe Reſtauration nicht zugeben und kann wiederum gegen den Papſt, den 
es bis jetzt aufrecht erhalten, nicht handeln. Wir können unſererſeits nicht 
annehmen, daß das Frankreich vom Februar ſeine Millionen und das Blut 
ſeiner Kinder, feinen Namen, ſeine Ehre hingegeben hat, um ein hochherziges 
Volk zu morden und den Prieſterdespotismus herzuſtellen. ( Concordia.) 

Turin, 26. September. Die Concordia ſagt: „Die päpſtliche Am⸗ 
neſtie macht den Eindruck einer Excommunication. Alles verläßt Rom. 
Unter den Exilirten befinden ſich Maß, Morelli, Garrecci, von Pasqua⸗ 
lis und General Zamboni, ſtrafbar, weil fie ſich am 16. November auf 
dem Platze des Quirinals befunden haben. Die Stadt Rom iſt ſtumm 
und verlaſſen. Ein ſchauderhaftes und ſchreckenerrezendes Bild entwarf 
unſer Korreſpondent von Roms Stünmung und feiner Lage.“ 


Turin, 26. September. Deputirtenkammer. Herr Defonti giebt 
ſeine Entlaſſung, weil ſeine Geſundheit es erfordert und weil die Majo⸗ 
rität der Depukirtenkammer und das Minifterium die conſtitutionelle Bahn 
verlaſſen. Die Kammer nimmt die Entlafjung nicht an, ſondern giebt ei⸗ 
nen einmonatlichen Urlaub. 


— Im Cincinnati Journal findet ſich folgende Notiz: „Garibaldi, 
der General der römiſchen Republik, hielt vormals ein Wirths haus in der 
Stadt Cineinnati, in der Sixth⸗Street. Seine Speiſen und der vertrau⸗ 
liche, aber anftändige Ton feiner Unterhaltung zogen viele Gäſte an. Mit 
ſeinem Fleiß und guter Haushaltung erwarb er ſich Geld, und als er nach 


I 


Meridian von Babylon berechnet. 
liche Europa excommunicirt, 


öffentlich, beſtehen, 


gung. Wenn alſo ein Vertrag beſteht, 
ruſſiſche Flüchtlinge herauszugeben, ſo würde derſelbe auch Rußland zwin⸗ 


den kann. Sie iſt zwar nur der 


einen Schild über die 
des Reiches der 


Italien heimkehrte, bemerkte er: mit ſeinen erſparten 25,000 Dollars 
werde er in Rom ein wohlhabender Mann fein. Bei ſeiner Abreiſe im 
Jahre 1838 verſammelte ſich eine große Anzahl achtbarer Perſonen in 
ſeinem Hauſe, und ihre Lebewohl⸗Adreſſe ward in den Zeitungen der Stadt 
veröffentlicht. Schon damals äußerte Garibaldi: „Ehe lange Zeit ver⸗ 
geht, wird in Europa eine Revolution ausbrechen, und ich wünſche meine 
Hand dabei im Spiele zu haben.“ . 5 

E In Chambery iſt am 18ten die Kommiſſion angelangt, welche den 
Plan zu einer Eiſenbahn entwerfen ſoll, die Piemont mit Frankreich durch 
Savogen vereinigt. l 175 
Florenz, 26. September. Das offizielle Journal von Catania 
vom 9. September enthält die Nachricht von ernſten Unruhen, die in Ni⸗ 
coſia und Grammichele, zwei Gemeinden der⸗ Provinz Catania, in Folge 
der Wiedereinführung der von der proviſoriſchen Regierung abgeſchafften 
Mehlſteuer ausgebrochen waren. Vier der reichſten Bewohner von Ni⸗ 
coſia, welche, wie man glaubte, der Einführung der gehäſſigen Steuer 
ihren Einfluß geliehen hatten, fielen als Opfer der Volkswuth; eben ſo 
ging es zwei Bewohnern von Grammichele. Eine bewegliche Colonne 
ward ſogleich in die unruhigen Diſtrikte abgeſandt und die Ruhe ſchnell 
wieder hergeſtellt. 6 0 
bh Großbritannien. 

London, 2. Oktober. Der bevorſtehende vollſtaͤndige Bruch der 
Türkei mit den ae nordiſchen Kaiſerreichen berührt zu ſehr die Inter⸗ 
eſſen Englandsp Ale daß ſich nicht alle größeren Organe mit dieſer Anger 
legenheit beſchäftigen ſollten. 5 i 716 
Die Times, welche bisher ſo eifrig die öſterreichiſche Politik verthei⸗ 
digt, ſagt darüber; „Rußland zeigt einen Charakter, der ſich, ſelbſt wenn er 
auch früher ſchon hervorgetreten ſein mag, nicht vechtfertigen läßt. Durch 
die Forderung, welche es jetzt an die Türkei ſtellt, maßt es ſich ein Recht 
der Einmiſchung an, welches niemals irgend einer Nation gewährt worden 
war. Es ſucht in der That die türkiſche Regierung zur Verletzung eines 
Geſetzes zu zwingen, welches bisher von allen civiliſirten Gemeinſchaften 
als bindend angeſehen worden iſt. Die Zulaſſung von Fremden in die 
Grenzen eines Staates if an ſich eine Garantie, daß der Souverain 
dieſes Staates auf ſie die Rechte der eigenen Unterthanen ausdehnen will. 
Dieſes allgemein angenommene Geſetz kann nur durch beſondere Verträge 
aufgehoben oder verändert werden. Solche Verträge, ſeien ſie geheim oder 
aber beziehen ſich meiſtens nur auf nicht politiſche Ver⸗ 
brechen. Außerdem aber iſt Gegenſeitigkeit bei denſelben die erſte Bedin⸗ 
welcher die Türkei verpflichtet, 


gen, ein Gleiches mit türkiſchen zu thun. 
ührt werden müſſen, wenn die Flüchtlinge, welche 
überſchritten haben, ruſſiſche Unterthanen wären. 


Dieſer Vertrag würde ausge⸗ 
die türkiſche Grenze 
Aber bei gegenwärtiger 


Sachlage hätte nur Oeſterreich das Recht, dieſe Forderung zu ſtellen, und 
zwar könnte es dies nur auf 


Grund beſtehender Verträge thun. 
Kaiſer von Rußland hat dazu nicht mehr Recht, 


Der 
wie der Kaiſer von China. 


Aber es handelt ſich hier offenbar nicht um die Rechtsfrage. Rußland iſt 


ſtark und die Pforte ſchwach. Rußland beabſichtigt dieſelbe durch ein ſer⸗ 
viles Zugeſtändniß zu demüthigen oder einen ungleichen Streit hervorzu⸗ 
rufen. Aber die Antwort der Letztern iſt ihrer fruhern Größe würdig ge⸗ 
weſen. Die Moral der Muſelmänner beſchämt die der Chriſten. Die 
Pforte wird die ungariſchen Flüchtlinge nicht herausgeben, trotz der Dro⸗ 
hung des mächtigen Autokraten, welcher 100,000 Bewaffnete ins Feld ſen⸗ 
1 Schatten ihrer fruhern Macht, aber ſie 
fast ſich auf den edelſten Grundſatz ihres Glaubens und hält ihn wie 
ER Hülfoſen und Gebeugten gegen den Selbſtherrſcher 
elt! 8 f 

Der „Globe“, das Organ Lord Palmerſtons, drückt ſich noch viel be⸗ 
ſtimmter aus. „Wir wollen kühn es ſagen, die britiſchen Staatsmänner 
brauchen an der Unterſtützung des britiſchen Volks nicht zu zweifeln, wenn 
fie die entſchiedenſte Haltung gegen eine ſolche Anmaaßung, ſolche Nicht⸗ 
achtung des Geſetzes des civiliſirten Europas annehmen. Der groteske 


Styl, in welchem der Czaar neuerdings über die Angelegenheiten Europas 
Geſchmack und Wahrheit weiſen feine. 


ſpricht, iſt nicht wenig lächerlich, Ge 8 l 
ungebührlichen Anmgaßungen zurück, nicht ſo die großen Armeen und die 
rohen Millionen, auf welche er wirken will. Als Nebukadnezar, der König, 
feine Dekrete erließ „an alle Völker, Nationen und Zungen, welche die 
Erde bewohnen“, ſo war der Styl feiner offieiellen Schreiben für den 
Wenn aber Kaiſer Nikolaus das weſt⸗ 
ſo werden ſeine Verwünſchungen mit voll⸗ 
kommenerer Gläubigkeit überall in feinem weiten Reiche aufgenommen. 
Doch Rußland möge ſich nicht käuſchen. Die Beute iſt vielleicht nicht ſo 
unvertheidigt, als es glaubt und das Unrecht iſt zu ſchreiend, als daß es 
mit gutem Erfolg vor den Augen Europas verübt werden konnte. Wir 
können nur annehmen, daß die entſchledene Haltung, welche der britiſche 
und franzöſiſche Geſandte auf den Hülferuf Ali Paſchas angenommen 
haben, die vollſtändige Sanktion ihrer Regierungen und alle erforderliche 
Unterſtützung erhalten wird.“ 

London, 2. Oktober. Capitain Paterſon deſſen Schiff in der 
Davidsſtraße zum Wrack wurde, iſt mit einer verſiegelten Flaſche ange⸗ 
kommen, welche Dokumente des vermißten J. Franklin an die Admiralität 


enthält, und von den Eingebornen gefunden worden iſt. Der Jnhalt iſt 
noch unbekannt. 


Juli zu S. Franeisco eiv Tumult ſtatt, 


Ä 


— Nach den neueſten Berichten aus Californien fand am löten 
in Folge deſſen 17 Perſonen ver⸗ 


haftet und vor den Aleaden und zwei von ber Bevölkerung gewählte 


Männer geſtellt worden waren, angeklagt des Raubes⸗ und Mordver⸗ 


ſuches. Die Rädelsführer 
Geldſtrafe von 250 bis 
fand man ſo viel Gold, daß 


wurden überführt, und zu harter Arbeit und 
1000 Doll. verurtheilt. Am American - River 
auf den Einzelnen in Durchſchnitt täglich 


über eine Unze kam. Der Geſundheitszuſtand war im Allgemeinen be⸗ 
friedigend. 

5 — Fürſt Metternich wird den kommenden Winter in Brighton 
zubringen. 


Eine ſelbſt in England für ungeheuer geltende Erbſchaft ſteht dem 


Oberſt⸗Lieutenant Gold in Portsmouth durch den Tod des Liverpooler 
Bangquiers Buller bevor. 


Dieſer hinterläßt zwiſchen 5 bis 6 Millionen 
Pfund Sterling. 


— Eine Geſellſchaft von Kaufleuten und Fabrikanten in Glasgow hat 


. ——ͤ 


— . 


— — — — 
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1 ee Dampfſchifffahrt auf den Flüſſen Oſtindiens in Berathung 
eee e en ar eee e ee ee Anm ee ee 
n — Griechenland ſcheint in dieſem Augenblick der Sammelplatz ale 
revolutionären Flüchtlinge zu werden. Aus Venedig, Genua . 
tinopel treffen dieſelben zu vielen Hunderten in Athen ein. Die griechiſche 
Regierung geräth bereits in die erüſteſte Sorge über dieſe Maſſen untuhl. 
er Geiſter. Uuter den Flüchtlingen in Athen befindet ſich auch die be 
annte Fürſlin Belgiojoſo aus Genua. uit Aug u ran, 
Die Iufurreetion auf Samos iſt völlig vorüber. Sie hat über. 
haupt keine erhebliche Bedeutung. 8 7 b a 
onſtantinopel, 19. September. Es ſcheint, daß der entſtandene 
Konflikt raſch und zur allgemeinen Befriedigung ans eee bee 
Ganz beſonders aber ſcheint der außerordentliche ruſſiſche Geſandte ſeine 
Uebereilung bereut zu haben und ſich zu bemühen aus dem Dilemma, in 
welches er durch eigene Schuld gerathen, ſich ſo gut als möglich heraus. 
wickeln. Das Ultimatum der Pforte war in ernſtem würdigem, aber au 
gleichzeitig im verſöhnenden Tone abgefaßt, und machte den Vorſchlag die 
ungar⸗polniſchen Fluͤchtlinge weiter in das Innere des Landes abzuführen. 
Fuad Effendy wurde als außerordentlicher Geſandte an den Kaifer von 
Rußland abgeſendet und man hoffte, daß er von demſelben eine Audienz 
erhalten würdr, bevor das letzte Wort geſprochen worden wäre. f 
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Stadtverordneten » Berfammluug. 


Am Dienſtag, den gten d. Mts., iſt keine Sitzung. Theune. 
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Beilage zu No. 234 der Königlich privilegirten Stettiniſchen Zeitung. 
Montag, den 8. Oktober 1849. 


Deutſchland. 


in, 5. Oktober. Das Juſtiz⸗Miniſterial⸗Blatt enthält folgende 
Ni 1 5 Verfügung — das Verfahren in Unterſuchungs⸗ Sachen bei Prü⸗ 
5 10 des Antrages über die Verſetzung des Angeſchuldigten in den An⸗ 
flageſtand betreffend N N 
Der Juſtiz⸗Miniſter hat aus mehreren bei ihm eingegangenen Be⸗ 
richten erfehen, daß unter den Gerichten eine Verſchiedenheit der Anſichten 
b bwaltet: 
wei 5 Beſchluß des Kreis- oder Stadtgerichts, durch welchen 8. 76 
der Verordnung vom 3. Januar d. J. über den Antrag des Staats⸗ 

Anwalts, den Beſchuldigten in den Anklageſtand zu verſetzen, befunden 

wird, der Angabe von Gründen bedürfe, oder ob dies nur bei der de⸗ 

nitiven Beſchlußnahme des Appellationsgerichts nach . 78 der Ver⸗ 

ordnung nothwendig ſei. a 

Der Juſtiz-Miniſter nimmt hieraus Veranlaſſung, den Gerichten zu 
eröffnen, daß nach feiner Anſicht ſowohl der vorläufige Beſchluß des Kreis⸗ 
oder Stadtgerichts, als auch die definitive Entſcheidung der Anklagekammer 
des Appellationsgerichts, durch welchen die Verſetzung in den Anflageftand 
ausgeſprochen wird, durch Gründe motivirt werden muß. 

Es liegt tbeils in der Natur der Sache, daß Beſchlüſſe von ſolcher 
Wichtigkeit nicht ohne Gründe erlaſſen werden dürfen, theils iſt es eben ſo 
ſehr von Erheblichkeit für die Anklagekammer des Appellationsgerichts, die 
Motive zu kennen, durch welche die Rathskammer des Kreis⸗ oder Stadt⸗ 

erichts bei ihrem vorläufigen Befunde geleitet worden, als es andererſeits 
ür den weiteren Gang der Unterſuchung und namentlich für die Stellung 
der Fragen an die Geſchworenen von weſentlichem Einfluſſe iſt, die Gründe 
u erfahren, aus denen die Anklagekammer des Appellationsgerichts ſich für 
die Verſetzung in den Anklageſtand entſchieden hat. | j 

Was die Form der Motivirung betrifft, ſo bedarf es in faktiſcher Be⸗ 
ziehung der Aufzählung und Angabe der einzelnen Verdachtsgründe nicht, 
vielmehr genügt es, wenn in dem Beſchluß nur angegeben wird, daß das 
Gericht das Vorhandenſein hinreichender Anzeigen annehme, um die Ver⸗ 
ſetzung des Beſchuldigten in den Anklageſtand für gerechtfertigt zu erachten. 

Eben ſo bedarf es in Bezug auf den Rechtspunkt keiner ausführlichen 
Darlegung der Rechtsgründe, vielmehr iſt es in einfachen und unzweifel 
haften Faͤllen genügend, wenn nur die That genau qualiftzirt, d. h. ſo be⸗ 
zeichnet wird, daß ſie unter den Begriff eines beſtimmten Verbrechens und 
unter ein beſtimmtes näher zu allegirendes Strafgeſetz fallt. Nur dann, 
wenn die Anwendbarkeit des Strafgeſetzes auf die That nicht ohne Zwei⸗ 
fel erſcheint, iſt es nothwendig, daß die einzelnen Rechtsgründe näher ent⸗ 
wickelt werden. In Anſehung der Qualifizirung der That entſpricht der 
Beſchluß über die Verſetzung in den Anklageſtand ſeinem Zwecke vollkom⸗ 
men, wenn er die thatſächlichen Merkmale des Verbrechens unter Angabe 
der Zeit und des Ortes der That ſo genau und ſo Ra ertheilt, daß 
für die Frageſtellung an die Geſchworenen nur die inkleidung ſeines In⸗ 
halts in die Form einer Frage erforderlich iſt. > 

Im Uebrigen muß feſtgehalten werden, daß die Prüfung des erſten 
Richters nur eine vorläufige iſt, und als ein Beſchluß über die wirkliche 
Verſetzung in den Anklageſtand nicht angeſehen werden kann. Der erſte 
Richter hat ſich vielmehr nur darüber auszusprechen, daß nach feiner Au⸗ 
ſicht hinreichende Veranlaſſung zu einer ſolchen Verſetzung des Angeſchul⸗ 
digten in den Anklageſtand vorliege, und daß die Verhandlungen deshalb 
dem Appellationsgerichte zur Entſchedun darüber einzuſenden ſeien. 

Bei dem Appellationsgerichte wird ſodann am zweckmäßigſten folgen⸗ 
des Verfahren beobachtet: ö 8 N 

Sobald die Akten des Kreis- oder Stadtgerichts bei dem Kollegium 
eingehen, ſind dieſelben dem Ober⸗Staatsanwalt zur Stellung ſeiner An⸗ 
träge vorzulegen, und iſt derſelbe gleichzeitig zur Verhandlung über die An⸗ 
klage mittelft Vorzeigung der Verfügung auf einen beſtimmten Tag vorzu⸗ 
laden. In dieſem Termin wird von einem Mitgliede der Abtheilung ein 
kurzer mündlicher Vortrag über die Sache gehalten, der Ober⸗Staatsan⸗ 
walt gehört, hierauf der Beſchluß gefaßt und dem Ober⸗Staatsanwalt 
verkündet. 

Die angefertigte Anklageſchrift wird hiernächſt mit den Akten dem zur 
Abhaltung des Schwurgerichts kompetenten Gerichte zur weiteren Verhand⸗ 
lung der Sache zugeſandt. 2 5 

Da es wünſchenswerth ift, daß ein möglichſt gleichmäßiges Verfahren 
in dieſen Beziehungen ſtattfinde, ſo werden die Gerichtsbehörden und 
Staats⸗Anwälte hierdurch aufgefordert, in Zukunft nach den vorſtehend 
angedeuteten Beſtimmungen zu verfahren. 

Berlin, den 2. Oktober 1849. 

Der Juſtiz-Miniſter Simons.“ 


Berlin, 5. Oktober. Heute Morgen um 5 Uhr iſt der Soldat, wel⸗ 
cher vor einigen Wochen den Hanptmann v. Deqwede in Brandenburg 
meuchelmörderiſch überfiel und ihm einen Arm zerſchmetterte, in Folge des 
über ihn gefällten kriegsgerichtlichen Urtheils, in der Haſenhaide erſchoſſen 
Kune ot Compagnieen vom 14. Regiment bildeten das Exekutions⸗ 

ommando. 


— Die Oeſterreicher werden, wie Wiener Blätter melden, in dem be⸗ 
vorſtehenden deutſchen Reichsfeldzuge gegen die armen Preußen halter eine 
anz famofe neue Erfindung in Anwendung bringen, welche die preußiſchen 
Sanne ganz in den Hintergrund ſtellt. Es ſind dies tragbare 
zanonen, welche 30 Kanonenkugeln auf einmal losſchießen. Dieſe Kano⸗ 
nen find ungefähr 3½ Fuß lang und werden unter dem Arm getragen; 
aber eine zweite Perſon muß zielen und abfeuern. — Zur Lafette für 
dieſe tragbare Kanonen werden hauptſächlich die ungariſchen Grenadiere 
benutzt werden, die dergleichen etwaige Rippenſtöße leicht De können. 


N (N. P. 3. 
— Aus Raſtatt. Wiſſen Sie ſchon, warum Corvin, der preußische 
Ex-Lieutenant, unter die Freiſchärler gegangen iſt? Rein aus hiſtoriſchem 
Intereſſe hat er ſich erſt mit Hecker, dann mit Trüßſchler verplämpert, 
Bios um als militairiſcher Schriftſteller einen Feldzug in der Nähe zu ber 
ſehen und demgemäß eine Schlacht aus eigener Erfahrung ſchildern zu kön⸗ 


nen. Dieſen rein hiſtoriſchen Standpunkt wenigſtens hat Corvin in ſeiner 


Vertheidigungsrede vor dem Schwurgericht eingenommen, und mit einer 
Dialektik, die einer beſſeren Sache würdig geweſen wäre, verfocht er dieſe 
allerdings etwas eigenthümlichen hiſtoriſchen Studien. Als ihm aus den 


chice chen bemerkbar gemacht wurde, daß ſeine badiſchen Ge⸗ 


ſchichts⸗Forſchungen ſich auch auf Requiſitionen fremden Eigenthums er- 
ſtreckt hätten, meinte er naiver Weiſe, wenn man einmal ein Amt über. 
nommen habe, müſſe man auch alle Obliegenheiten deſſelben erfüllen, und 
jene Requiſitionen hätten ihm damals in ſeiner Stellung unter Trüßſchler 
obgelegen. — Jetzt, in feinem Gefängniſſe, beſchäftigt ſich der Hiſtoriker 
der Revolution weniger mit Landkarten, als vielmeht mit — Spielkarten. 


ſt. P. 3.) 

Berlin, 6. Oktober. Das hieſige Kreisgericht wird nächſten Dien⸗ 
flag eine Anklage wegen Verleituung von Landwehrmännern zur Untreue 
verhandeln. Der Angeklagte iſt ein Einwohner der Stadt Trebbin, wenn 
er ſchuldig befunden wird, würde ihn nach der Beſtimmung des Geſetzes 
eine Freiheitsſtrafe von vier Wochen bis zu einem Jahre can, 11 05 

onſt. Ztg. 

— Die dritte Abtheilung des Criminalgerichts hat geſtern auf Aue 
ſtellung am Pranger erkannt. Der Angeklagte, Krankenwärter Ber⸗ 
tram, hatte aus dem biefigen Garniſon⸗Lazarethe, in welchem er angeſtellt 
war, eine wollene Decke, ein Hemde und ein Paar Socken (im erthe 
von drei Thalern) entwendet. Es beſteht aber eine Cabinets-Ordre vom 
13. Oktober 1813, welche im Jahre 1817 erneuert iſt, in welcher verord- 
net wird: Die in den Militair⸗Lazarethen überhandnehmenden Betrüge- 
reien, wodurch den verwundeten und kranken Kriegern das Ihrige entzogen 
wird, erfordern eine ſtreuge Beſtrafung. Es wird daher verordnet: 
$. 1. Jeder in einem Milikair⸗Lazareth von den angeftellten Dffizianten, 
Wärtern oder Arbeitern verübte Betrug oder Diebſtahl fol mit 20 — 100 
ee e beſtraft werden. §. 2. Die Züchtigung ſoll jederzeit im 

azareth in Gegenwart einiger Verwundeten u. |. w. erfolgen. F. 3. Den 

Tag darauf wird der Verbrecher vor der Hausthür des Lazareths eine 
Stunde lang mit einer Tafel ausgeſtellt, welche mit der Aufſchrift „Dieb 
und Betrüger im Lazareth“ bezeichnet ſein ſoll, Auf Grund derſelben er⸗ 
ging geſtern gegen den Angeklagten das Erkenntniß auf acht Wochen 
Strafarbeit, Eocarden - Berluft und einſtündige Ausſtellung vor dem 
hieſigen Garniſon -Lazareth, mit einer Tafel vor der Bruſt, auf welcher 
die Worte „Dieb im Lazareth“ ſtehen ſollen. (Conſt. Z.) 

— Se. K. Hoheit der 112 von Preußen, deſſen Hierherkunft bekanntlich 
zum Geburtstage Sr. Majeſtät des Königs erwartet wird, hat, wie wir verneh⸗ 
men, jede beabſichtigte Empfangsfeierlichkeit mit dem Wunſch abgelehnt, daß man 
das dazu etwa beſtimmte Geld zur Unterſtützung der bei der Bekämpfung der Inſur⸗ 
genten in Südveutſchland invalide gewordenen preußiſchen Krieger, ſo wie der 
Hinterbliebenen der Gefallenen verwenden möge. — Der Sohn Sr. K. Hoheit 
des Prinzen Karl, Prinz Friedrich Karl, iſt von den Wunden, welche er in dem 
Gefecht bei Waghäuſel erhalten, gänzlich wieperhergeſtellt. — Den ſilbernen reis ⸗ 
becher, welcher am 3. d. M. bei dem Vogelſchießen der Offfziere des erſten Garde⸗ 
Regiments in Potsdam dem Sohne des Prinzen von Bine durch den von ihm 

nee beiten Schuß zugefallen, hat derſelbe dem Offizierkorps des genannten 
Regiments zum Andenken geſchenkt. (Ep. 3.) 

— Die hier anweſende Deputation von Berg und Mark iſt am 2ten d. von 
Sr. Maj. dem König in Sansſouci empfangen worden und hat die Erfüllung 
ihrer Wünſche von Sr. Maj. in jeder Beziehung zugeſichert erhalten. 

— Ueber die Zurückhaltung der baierſchen Quote aus dem Zollvereingver« 
trage bemerkt die Spen. Ztg., daß dieſe zunächſt auf das Haus Rothſchild fallen 
würde, weil aus dieſer ſtets die Zinſen der Anleihe gedeckt wurden. 

— Auf Verfügung des Königl. Schulkollegiums der Provinz Brandenburg 
wurden geſtern durch den Stadtſchülrath Schulze die Lehrer an ſtädtiſchen Schulen: 
Prof. Benary, Hauptlehrer Vogeler, die Lehrer Koch, Prüdemann, Huß, Hube, 
Streich, Vogeler, protokollariſch verwarnt. Wie wir hören, iſt daſſelbe in Aus⸗ 
führung des neuen Disziplinargeſetzes auch ſchon vor einigen Tagen gegen meh⸗ 
rere Lehrer an hieſigen Königl. Schulanſtalten, die im Geruche volksthümlicher 
Geſinnung ſtehen, geſchehen. Auch aus der Provinz Brandenburg gehen uns ähn⸗ 
liche Mittheilungen zu. (Nat. ⸗Ztg.) 


Diüſſeldorf, 3. Oktober. Eine Nachricht durcheilt die Stadt, Be⸗ 
ſtürzung da hervorrufend, wo man ſich bisher immer ſehr indifferent ge⸗ 
eigt hat, ja wo man früher ſelbſt mehr als Indifferentismus darzuthun 
für nöthig hielt. In Folge der vor einigen Wochen nach Rheinſtein zum 
Prinzen Friedrich von Preußen 0 e Deputation, welche dieſen 
hohen Mitbürger unſerer Stadt zur Rückkehr nach Düſſeldorf eingeladen 
hakte, erhielt dieſelbe die Erklärung, daß Se. Königl. Hoheit bereit wäre, 
dem Wunſche der Deputation nachzukommen, wenn von höherem Orte die 
Bewilligung dazu käme und daß die Stadt ſich daher an Se. Mafeſtät zu 
wenden habe. In der That iſt denn auch einer unſerer angeſehenſten Ad⸗ 
vokaten, der auch bei der Deputation in Rheinſtein der Sprecher war, 
nach Berlin gereiſt und hat dort in einer Audienz bei dem König um die 
Bewilligung zur Rückkehr des Prinzen Friedrich nachgeſucht. Die Antwort, 
die ihm aber geworden, war eine ſolche, daß die oben erwähnte Beſtürzung 
veranlaßt wurde, denn man konnte es nicht glauben, daß der Stadt Düſ⸗ 
Be ein Vorwurf für die dem Könige im vorigen Auguſt angethane 

eleidigung gemacht werden würde. Man hatte ſich immerwährend ſo 
gern in der Selbſtbeſchönigung gewiegt, daß nur eine Rotte Fremder Ver⸗ 
anlaſſung hiezu gegeben und alſo auf die Stadt und ihre Bewohner kein 
Makel deshalb fallen könne. Man hatte ganz vergeſſen, daß der Gemein⸗ 
derath es zuerſt war, welcher darüber berieth: ob der König von der 
Stadt empfangen werden ſolle oder nicht; daß der Gemeinderath, wenn 
auch nicht beſchlußfähig, dieſe Frage verneinte; daß in Folge davon die 
Bürgerwehr zuſammengetrommelt wurde und dieſe einen gleichen Beſchluß 
faßte, trotz aller Gegendemonſtrationen der Einſichtsvolleren, die ſich dafür 
hatten verhöhnen laffen müſſen. Daß nur dieſe ſchmählichen Beſchlüſſe 
freilich einer verhältnißmäßig nur kleinen Rotte hieſiger terrorifirenber 
Demokraten repnblikaniſcher Geſinnung die Dreiftigfeit gab, die fo. viel⸗ 
fältig beſprochene ſchändliche Weiſe des a ander und Inſultirens des 
Königs zur Ausführung zu bringen. Was Wunder alſo, wenn in den er⸗ 
ſten Beſchlüſſen, ja in der Berathung des Gemeinderathes ſelbſt 
Reim zu den nachfolgenden Handlungen lag! was Wunder alſo, 


fer Landesvater ſo lange einer Stadt nicht gewogen fein! kann, als die 


Stadt durch Beibehaltung ſolcher Mitglieder des Gemeinderaths gleichſam 
ihre Zuſtimmung zu deſſen Verfahren zu erkennen giebt. Was Wunder 
alſo, wenn der König nicht eher die Zuſtimmung zu der Rückkehr des Prin⸗ 
zen Friedrich geben will und geben kann, bis die Stadt bewieſen, daß ſie 
jene Handlungsweiſe verabſcheuen und den Veranlaſſern derſelben wenig⸗ 
ſtens die längere Mitleitung der Geſchäfte der Stadtverwaltung nicht an⸗ 
vertrauen könne. Dies war denn auch die Antwort des Königs, welche 
ier ſo unerwartet kam, weil man ſich träumte, daß alles damals Geſche⸗ 
ene vergeſſen fein müſſe, ſowie man ſich hier dazu herabließ, es vergeſſen 
oder als am Feinde geſchehen zu erklären. (C 3.0 


23d Frankreich. 

Paris, 2. Oktober. Lord Normanby hatte geſtern eine lange Kon⸗ 
ferenz mit Herrn von Tocqueville. Es wird mit Beſtimmtheit behauptet, 
daß man in dieſer Konferenz beſchloſſen habe, im Namen Frankreichs und 
Englands Oeſterreich und Rußland eine Kollektiv⸗Note zu überreichen. 
Unmittelbar nach der Konferenz ſchickte Lord Normanby einen außerordent⸗ 
lichen Courier an Lord Palmerſton. Nach heute eingetroffenen Depeſchen 
hatte der ruſſiſche Botſchafter, Herr von Titoff, ſich noch nicht von Kon⸗ 
ſtantinopel entfernt. e f — 

— Der Vice⸗Präſident der Republik hat die ihm bewilligte Entſchä⸗ 
digung von 48,000 Fr. abgelehnt. Geſtern wurde nun in der National 
Verſammlung ein neuer Vorſchlag vertheilt, wonach ihm für Logiskoſten 
jährlich 52,000 Fr. bewilligt werden ſollen. Man verſichert, daß die An⸗ 
tragſteller auch eine Erhöhung des Gehaltes des Präſidenten der Republik 
auf 2 Millionen Fr. verlangen wollen. 

Nach einem geſtern der Verſammlung übergebenen Vorſchlage ſollen 
unter die hieſigen Theater durch den Miniſter des Innern 680,000 Fr. 
als Unterſtutzung vertheilt werden. . 

Paris, 3. Oktober. Emile de Girardin iſt der Anſtifter und, wie 
man auch behaupten hört, der Verfaſſer des von Napoleon Bonaparte ein⸗ 

ebrachten Vorſchlags zur Abſchaffung der Verbannungsgeſetze gegen die 
Bourbonen und zur Amneſtirung der Juni⸗Inſurgenten von 1848. Dieſer 
Vorſchlag iſt mit mephiſtopheliſcher Schlauheit gegen die Majorität gerich- 
tet, die er in die größte Veclegenheit ſetzt, wie die verlegene Sprache oder 
das ebenſo verlegene Schweigen ihrer Organe beweiſt. 

— Der polniſche General Myeielski it in der Umpegenb von Mer 
lun geſtorben. Er war beim Ausbruch der polniſchen Revolution Adju- 
tant des Großfürſten Konſtantin, ergriff aber die nationale Sache und 
wurde Commandeur des zweiten Ulanen⸗Regiments, dann Brigade ⸗Gene⸗ 
ral. Inu der Verbannung widmete er einen Theil feines Vermögens, 
das ſich im Großherzogthum Poſen befand, der Unterſtützung feiner Lands⸗ 
cute, N b 


Conſt. 


Das pommerſche Detaſchement der preußiſchen Frei⸗ 
willigen aus den Jahren 1818 — 1815 feiert wiederum 
in dieſem Jahre ſein Erinnerungsfeſt am 18ten Oktober, 
wozu die Kameraden ſich Mittags 1 Uhr im hieſigen 
Börſenhauſe verſammeln werden. 50 

Stettin, den Iten Oktober 1849. 

Der Stab des pommerſchen Detaſchements 
der preußiſchen Be aus den Jahren 
j * 813 - 1815. 


Sicherheits⸗ Polizei. 
Steckbriefs⸗Erledigung. 


Der hinter der unverehelichten Thereſe Juderjahn 
unterm 25ſten Auguſt e. erlaſſene Steckbrief iſt erle⸗ 
digt. Pyritz, den sten Oktober 1849. 

„Königl. Kreis⸗Gerichts⸗Deputation. 


Todesfälle. 


Am gten d. Mts. ſtarb der Königl. Ingenieur⸗Haupt⸗ 
mann und Kommandeur der 2ten Kompagnie II. Pio⸗ 
nier⸗Abtheilung, Herr Guido von Gleiſſenberg. — 
Die Unterzeichneten verlieren an ihm einen ehrenwer⸗ 
then Offizier und biedern Kameraden, feine Kompagnie 
einen treuen und ſorgſamen Vorgeſetzten, und die Liebe, 
die er ſich erwarb, ſichert ihm in unſeren Herzen ein 
bleibendes Andenken, 5 

Stettin, den öten Oktober 1849. 


zu bewahren. 


mit Flammen überſtürzt, und ſtanden im vollen Feuer. Entſetzt, 


Publican dum. 


ſchen Diskuſſtonen wird auch der parlamentariſche Club der Majorität 
unter der Leitung der Herren Thiers, Berryer und Mols wieder feine Zu⸗ 
ſammenkünfte hakten. Heute, Sonntag Abend, wird derſelbe ſich im Pa⸗ 
laſte des Staatsraths verſammeln, um ſich über die Haltung der Majori⸗ 
tät dem Miniſterium gegenüber deſinitiv zu verſtändigen. Aus guter 
Quelle wird verſichert, daß die Führer der Majorität geneigt ſind, dem 
jetzigen Miniſterium, wenn es in der römiſchen Frage eine verſöhnliche 
Polſtik verfolgt, ihre Unterſtützung zu gewähren. N 
— Ein ſchaudervoller Vorfall ereignete ſich geſtern in der Straße 

d'Antin. Eine Dame, Mad. Dogen, war mit ihren beiden Töchtern in 
der Küche beſchäftigt, eine große Lampe mit portativem Gas in Ordnun 
zu ſetzen. Plötzlich entzündete ſich das Gas auf eine unerklärliche Weiſe 
und es erfolgte eine furchtbare Exploſion. Alle drei Frauen wurden b 
ſinnung faſt beraubt, ſtürzten ſte, da die Küche im Erdgeſchoß lag, hie 
auf die Straße und ſchrieen um Hülfe. Alles ſtürzte a um 5 0 
nenden Kleider zu löſchen. Die Mutter und älteſte Tochter, ein Mädchen 
von 18 Jahren (die Mutter erſt 36) haben ſehr ſchwere Brandwunden; 
die jüngſte Tochter iſt dergeſtalt verbrannt, daß man keine Hoffnung hat, 
ſie zu retten. 5 
Straßburg, 29. September. Seit einigen Tagen wimmelt es wie 
der von deutſchen Flüchtlingen in unſerer Stadt. Sie kommen alle aug 
der Schweiz und begeben ſich nach Havre, um von dort nach Amerika zu 
wandern. Geſtern kam auch Brentano hier an und ſtieg im Hauptquar⸗ 
tier der Demokraten, im „Rebſtock“, ab. Er hat von der Behörde die 
Erlaubniß erhalten, mehrere Tage hier zu bleiben, um ſeine Familie aus 
Mannheim, mit die er die Fahrt nach der neuen Welt antritt, abzuwarten. 
Die Flüchtlinge, welche hier durchkommen, find: meiſtens bemittelt. Sie 
haben alle Hoffnung für eine politiſche Umgeſtaltung Deutſchlands aufge⸗ 
geben und ſuchen nun ein neues Vaterland in Amerika, Von ihren in der; 
Schweiz zurückgebliebenen Unglücksgefährten machen ſie eine traurige Schil⸗ 
derung. Der größere Theil derſelben lebt in der bitterſten Armuth, und 
aus Berzweiflung laſſen fie ſich für neapolitaniſche Dienſte anwerben. Eine 
eigentliche Sym athie für die Deutſchen herrſcht in der Schweiz nur dann, 
wenn man im Stande ſei, viel Geld zu verzehren. Auch ſehr viele Polen 
kommen ſeit mehreren Tagen durch das Elſaß. Von dieſen zieht ein Theil 
nach benachbarten Departementen, da ſie ſich an der Grenze nicht aufhalten 
dürfen, und ein anderer Theil geht ebenfalls nach Amerika. Die politi⸗ 
ſchen Gefangenen, welche wegen des Juni⸗Complotts hier in Haft ſitzen, 
werden morgen in Zellenwagen nach Metz gebracht, wo am 15ten Oktober 
85 Prozeß vor den Aſſiſen beginnt. Einige Angeklagte, welche nach der 

chweiz geflüchtet ſind, werden ſich einige Tage vor der Eröffnung der 
Sitzung in Metz ſtellen. (Köln. J.) 


Paris, 3. Oktober. Mit dem Wiederbeginn der parlamentarl⸗ 


Den geehrten Bewohnern hier und auswärts, fo wie unſern verehrten 
Gönnern zur Nachricht, daß wir unſere CONDITOREl, früher unter der Firma: 


A. Methier & 00, 


ſeit zwei Jahren bereits unter der Firma: 


GEBRÜDER JENNY, 


von der Louiſenſtraße No. 740 nach der 5 
Kleinen Domstrasse No. 683 


verlegt haben, und erſuchen, das uns bisher geſchenkte Zutrauen auch ferner 


Beſtellungen auf Torten, Gefrornes, Kuchen jeder Art und alle in unſer 
Fach einſchlagende Artikel werden jederzeit angenommen und auf das Sorg⸗ 
fältigfte ausgeführt. nne 

Vom löten October ab werden auch 
neuen Schauſpielbauſes Beſtellungen entgegengenommen. 


in der Conditorei des 


Gebr. Jenny. Conditoren. 


Wermiet hungen. 


Das Offizier⸗Korps der 11, Pionier⸗Abtheilung. 


Gerichtliche Vorladungen. 
Ebdietal⸗ Citation. 


Ueber den Nachlaß des am 2ten Februar d. J. zu 
Barnimslow verſtorbenen Krügers Chriſtian Friedrich 
Fiſtler iſt der erbſchaftliche Liquidations⸗Prozeß eröff⸗ 
net, und zur Anmeldung und Nachweiſung der Forde⸗ 
rungen ſämmtlicher Glaubiger ein Termin auf 

den 23ſten eee KT 1849, Vormittags 

1 


f DNN 
vor dem Herrn Hbergerichts⸗Aſſeſſor Jacobt im Kreis⸗ 
erichts⸗Lokale hierſelbſt angeſetzt worden. Zu dieſem 
Termült werden alle Diejenigen, welche einen Anſpruch 
an den Nachlaß zu haben vermeinen, hierdurch vorge⸗ 
laden, entweder perſönlich oder durch zuläſſige, mit 
Vollmacht und Information verſehene Mandatarien, 
wozu den auswärtigen Gläubigern die Rechtsanwalte 
Pfotenhauer, Hoffmann, Pißzſchip in Vorſchlag gebracht 
werden, zu erſcheinen, und ihre Anſprüche durch Ein⸗ 
reichung der darüber ſprechenden Dokumente oder auf 
andere Art nachzuweiſen. Wer ſich nicht meldet, wird 
aller a on Vorrechte verluſtig erklärt und nur an 
Dasjertge) was nach Befriedigung der ſich meldenden 
Gläubiger von der Maſſe noch übrig bleiben mögte, 
verwieſen werden. 5 
Stettin, den 2ten Juli 1849, 


„Juli 48 5 J 
Königl. Kreisgericht. Abthellung für Prozeßſachen. 


werden, 


Wenn der Gutsbeſitzer Dudy, zu Kagenow bei Jar⸗ 
men wohnhaft, bei uns angezeigt hat, daß ihm die auf 
4000 Thlr. lautende Schuldverſchreibung des Kauf⸗ 
manns F. L. Wolber zu Loitz, d. d. Loitz, den ſten 
Auguſt 1840, und in vim hypothecae publicae vom 
Magiſtrat daſelbſt laut Conformatoria de eod, zu 
Stadtpfandbuch verzeichnet, abhanden gekommen ſei, 
und er dabei auf, Mortificirung derſelben angetragen 


hat, ſo werden alle diejenigen, welche aus irgend einem 


Rechtsgrunde an dieſes Schuld⸗Dokument und die für 


die gedachte Forderung beſtellte Hypothek Anſprüche 


haben, hierdurch aufgeforvert, ſolche in terminis 
den 2iften September, den sten und den 19ten Oktober 
d. J., Morgens 11 Uhr, 
vor dem Königl. Kreisgerichte gehörig anzumelden und 
zu beglaubigen, bei Strafe der in dem letztgedachten 
Termine zu erlaſſenden Präeluſton und xeſp. zu ver⸗ 
fügenden Mortificirung. f 
Greifswald, den 31ſten Auguſt 1849, 
Königl. Kreis⸗Gerſcht. I. Abtheilung. 
GS. J 2 f H. Teßmann. 


—. — — — 5 


Au k tlon en. 


Es ſollen am 1lten Oktober e, Vormittags 9 Uhr, 
Pelzerſtraße No. 660, Pretioſen, goldene und ſilberne 


Münzen und Medaillen, viel Silbergeſchirr aller Art, 


gegen ſofortige baaue Zahlung öffentlich verſteigert 
nd Reusken 


In meinem Haufe, große Laſtadie No. 83 b., "find 
mehrere Läden zu vermiethen. Guſtav Wellmann. 

Die 4te Etage meines Hauſes Breiteſtraße No. 358, 
beſtehend aus 4 Stuben mit Zubehör, gemeinſchaftlicher 
Benutzung des Waſchhauſes und Trockenbodens, iſt zum 
ſten Januar zu vermteihen. Dreyer. 


Anzeigen vermiſchten Zuhalts. 


alle, 


X 
2 


Das Dampfschiff Königsberg 
wird am 10. d. Mis, früh 6 Uhr, mit Paſſa⸗ 
gleren und Gütern von hier nach Königsberg erpe⸗ 
dirt. Anmeldungen bei 


Meermann Schulze 
am Dampfſchiffs⸗ Bollwerk. 


Geſtern Vormittag, als am ten d. M. 


5 „ten. Wer dikſelbe an ſich genommen hat, 
wird gebeten, fie gegen Erſtattung der ge⸗ 
habten Koſten an den Gaſtho fsbeſtßer Wach, Laſtadie, 
abzugeben. Ie n een & 


hat fich eine gefleckte Tigerhündin verlau⸗ 


